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Fechster Abschnitt.

Die Landesverwaltung.

I. Kapitel.

Die Polizei.
§ 101. I. Allgemeine Grundsätze).Die Verwaltung kann ihre auf die freie und

harmonische Entwickelung der Kräfte und die thunlichste Erreichung der berechtigten Zwecke
der im Staate vereinigten Persönlichkeiten gerichtete Thätigkeit in einer doppelten Form
ausüben; einmal durch eigenes Thun in der Form der Pflege durch Anregung, Lehre,
Gewährung von Einrichtungen und Hilfsmitteln, sodann durch mit Zwang verbundene
Einwirkung auf das Thun und Lassen der Staatsangehörigen. Erstere Form der Thätigkeit
ist die verwaltende im engeren Sinne, letztere die polizeiliche2).

Die polizeiliche Form der Thätigkeit kommt wesentlich zum Zwecke des Schutzes des
Staatsganzen oder der Einzelnen vor Gefährdungen zur Anwendung.

Die Polizeigewalt ist hiernach die Befugniß, auf das Thun und Lassen der Staats-
angehörigen zum Schutze der Interessen des Staatsganzen oder der Einzelnen mit Zwang
einzuwirken. Mit dieser Befugniß sind vorzugsweise ausgestattet und gelten als eigentliche
Polizeibehörden: Die Bürgermeister, soweit ihnen die Ortspolizei zusteht, die Bezirks-
ämter, die Landeskommissäre, das Ministerium des Innern. Ausnahmsweise sind einzelnen
anderen Behörden spezielle polizeiliche Befugnisse eingeräumt .

Die Ausübung der Polizeigewalt hat sich aber in bestimmten gesetzlichen Schranken
zu bewegen.

Maßgebend sind, außer den in Spezialgesetzen enthaltenen Sonderbestimmungen, in
sachlicher Hinsicht das Polizeistrafgesetzbuch") in Verbindung mit den allgemeinen Bestim-
mungen und dem Uebertretungsabschnitt (XXIX# des Reichsstrafgesetzbuchs und die auf Grund
dieser Gesetze erlassenen Verordnungen, bezüglich des Verfahrens, die Reichsstrafprozeß-
ordnung mit Einführungsgesetz und das landesherrliche Gesetz über die Einführung der
Reichsjustizgesetze?) nebst der Ausführungsverordnung dazu.

Hiernach steht insbesondere, von den unten zu erwähnenden besonderen Bestimmungen
abgesehen, den Polizeibehörden weder ein allgemeines Verordnungsrecht, noch die eigentliche
Strafrechtspflege und Strafvollstreckung zu.
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